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Änderungen 2023 

Energie und Mobilität 

 

Entlastung durch Strom- und Gaspreisbremsen 

Im Zuge der Energiekrise sorgen die Preisbremsen bei Gas, Strom und 

Fernwärme ab 2023 für finanzielle Entlastung bei Verbraucher:innen. Die 

Preisbremsen werden nach aktuellem Stand ab März 2023 und bis Ende 

April 2024 bestehen. Sie gelten allerdings bereits rückwirkend für die Mo-

nate Januar und Februar, der Entlastungsbetrag wird dann im März erstat-

tet. Für 80 Prozent des Vorjahresverbrauchs soll in diesem Zeitraum ein 

gedeckelter Gaspreis von zwölf Cent pro Kilowattstunde gelten. Bei Strom 

liegt der Preisdeckel bei 40 Cent pro Kilowattstunde, bei Fernwärme sollen 

neuneinhalb Cent pro Kilowattstunde als Preisdeckel gelten. Für den dar-

über liegenden Verbrauch haben Verbraucher:innen den gültigen Ver-

tragspreis zu zahlen.  

Um Verbraucher:innen möglichst schnell zu entlasten, wurde zudem eine 

Soforthilfe für Dezember 2022 beschlossen. Sie gilt für Gas- und Fern-

wärmekund:innen und mit ihr entfällt die Pflicht, im Dezember die vertrag-

lich vereinbarte Voraus- oder Abschlagszahlung zu leisten. Bereits gezahl-

te Beträge müssen Energieversorger in der nächsten Rechnung berück-

sichtigen. Mieter:innen erhalten die Soforthilfe in der Regel erst mit der 

Betriebskostenabrechnung im Jahr 2023 über ihre Vermieter:innen. Wenn 

jedoch in den letzten neun Monaten bereits eine Erhöhung der monatli-

chen Vorauszahlung stattgefunden hat, können Mieter:innen auf eigenen 

Wunsch bereits vor der jährlichen Abrechnung einen Teil zurückerhalten. 

Auch die Preise anderer Heizmittel (z.B. Öl und Holzpellets) sind gestie-

gen. Personen, die hier finanziell stark überfordert sind, sollen entlastet 

werden, allerdings nur in Form eines Härtefallfonds. Bereits seit Oktober 

2022 wird zur Kostenerleichterung eine geringere Mehrwertsteuer auf Erd-

gaslieferungen, Fernwärme und Flüssiggas erhoben. Der Steuersatz wur-

de wegen der Energiekrise vorübergehend von neunzehn auf sieben Pro-

zent gesenkt. Diese Regelung soll bis Ende März 2024 gelten. 

 

Private Solar-Anlagen werden attraktiver 

Die Neufassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) bringt für ty-

pische Photovoltaik-Hausanlagen (PV) zwischen drei und 20 Kilowatt Leis-

tung (kWp) viele Neuerungen und bürokratische Erleichterungen. Zusätz-

lich werden ab 2023 PV-Anlagen mit einer Leistung von bis zu 30 kWp 

voraussichtlich von der Einkommenssteuer befreit, bislang galt die Befrei-

mailto:presse@


 Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e.V. 

 

2 l 4 

ung nur für Anlagen bis 10 kWp. Auch soll für den Kauf einer PV-Anlage 

ab 1. Januar 2023 keine Umsatzsteuer mehr berechnet werden, die Anla-

gen werden für Verbraucher:innen damit 19 Prozent günstiger. Die Ver-

braucherzentrale NRW begrüßt die geplanten steuerlichen Erleichterun-

gen: „Dies entlastet die Verbraucher:innen deutlich von bürokratischem 

Aufwand und erhöht damit für viele die Bereitschaft, eine solche Investition 

anzugehen.“  

Die Vorgabe, dass nur maximal 70 Prozent der Nennleistung in das öffent-

liche Stromnetz eingespeist werden dürfen, wird ab 1. Januar 2023 für 

neue Solaranlagen mit einer Leistung bis 25 kWp komplett entfallen. Mit 

der EEG-Neufassung werden erstmals auch PV-Anlagen gefördert, die 

nicht auf dem Dach angebracht werden, sondern beispielsweise auf der 

Garage oder im Garten. Voraussetzung dafür ist ein Nachweis darüber, 

dass das Hausdach für eine entsprechende Anlage ungeeignet ist. Details 

zu dieser Neuregelung stehen aber noch aus.  

Eine größere Änderung im EEG betrifft die Unterscheidung zwischen PV-

Anlagen im Teil- und Voll-Einspeisebetrieb: Für Solaranlagen, die seit dem 

30.07.2022 in Betrieb gegangen sind, gibt es höhere Einspeisevergü-

tungssätze. Ist die PV-Anlage bis 10 kWp groß, erhalten Betreiber:innen 

bei Teileinspeisung 8,2 Cent pro Kilowattstunde (kWh) und bei Volleinspei-

sung 13,0 Cent pro kWh. Teileinspeisung bedeutet, dass ein Teil des er-

zeugten Stroms für den Eigenverbrauch genutzt wird. Betreiber:innen von 

Anlagen zwischen 10 kWp und 40 kWp erhalten ebenfalls 8,2 Cent pro 

kWh auf die ersten zehn kWp. Für den Anlagenanteil ab 10 kWp gibt es 

7,1 Cent pro kWp bei Teileinspeisung und 10,9 Cent pro kWh bei Vollein-

speisung. Weiterhin ist es ab 2023 schneller möglich, gleich zwei PV-

Anlagen auf ein- und demselben Dach zu installieren, um Volleinspeisung 

und eine andere Anlage zur Teileinspeisung zu realisieren. Für typische 

Kleinanlagen wird das aber voraussichtlich nicht sinnvoll sein. 

 

Vermieter:innen müssen sich ab 2023 an der CO2-Abgabe beteiligen 

Noch übernehmen Mieter:innen die Kosten der CO2-Abgabe alleine. Seit 

2021 stellt die staatliche Regelung die klimaschädlichen Treibhausgas-

Emissionen durch fossile Energieträger wie Öl und Gas in Rechnung – 

also auch das Beheizen privater Wohnungen mit Erdgas oder Öl. Haus- 

und Wohnungsbesitzer:innen mussten sich bislang nicht an der CO2-

Abgabe beteiligen. Bei der Neuregelung der Abgabe wird nun ab 1. Januar 

2023 folgendes Stufenmodell zum Tragen kommen: Je weniger klima-

freundlich die Immobilie ist, desto höher fällt der von den Vermieter:innen 

zu zahlende Geldbetrag aus. Die Verbraucherzentrale NRW sieht die Neu-

regelung als Signal an Vermieter:innen, Geld in energetische Sanierungen 

zu investieren, um ihren Teil zur Senkung der Energiekosten und der damit 

verbundenen CO2-Abgabe beizutragen. Aktuell ist die Abgabe auf 30 Euro 

pro Tonne CO2 festgelegt, die durch die Emission von Brennstoffen wie Öl 

und Erdgas entsteht. Bis 2025 ist eine schrittweise Anhebung auf 55 Euro 

pro Tonne vorgesehen.  
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Neu ist ebenfalls, dass ab 2023 auch Immobilien, die Fernwärme als 

Heizmittel nutzen, unter die CO2-Abgabe fallen. Bei Fernwärme wird die 

Abgabe allerdings besonders ermittelt, weil sich der Preis des CO2 nach 

dem europäischen Emissionshandelssystem richtet und außerdem der 

Anteil von Öl und Gas an der Fernwärmeerzeugung eine Rolle spielt. Die 

entsprechenden Angaben muss der Energieversorger nun künftig in der 

Heizkostenabrechnung machen, sodass Verbraucher:innen nachvollziehen 

können, wie die CO2-Kosten jeweils aufgeteilt werden. 

 

Umweltbonus für E-Autos sinkt 

Möchten sich Verbraucher:innen statt eines PKWs mit Verbrenner-Motor 

ein Fahrzeug mit alternativem Antrieb kaufen, stehen sie zunächst vor hö-

heren Anschaffungskosten. Staatliche Förderanreize wie der Umweltbonus 

können bei der Kaufentscheidung helfen. Ab dem 1. Januar 2023 gilt bei 

batteriebetriebenen PKW und Fahrzeugen mit Brennstoffzellen-Antrieb: 

Fahrzeuge mit einem Nettolistenpreis bis zu 40.000 Euro erhalten eine 

geringere staatliche Förderprämie von 4.500 Euro. Fahrzeuge mit einem 

Nettolistenpreis zwischen 40.000 Euro und 65.000 Euro einen reduzierten 

Umweltbonus von 3.000 Euro. Dies gilt ab dann nur noch für rein elektrisch 

betriebene PKW. Für Plug-In-Hybridfahrzeuge entfällt die Förderung über 

den Umweltbonus gänzlich. Die Neuregelung des Umweltbonus kann bei 

interessierten Verbraucher:innen für Unsicherheit sorgen. Hintergrund ist, 

dass die Förderung weiterhin erst nach dem Erstzulassungstag des Fahr-

zeuges beantragt werden kann. Bei derzeitigen Lieferzeiten von zum Teil 

über zwölf Monaten rät die Verbraucherzentrale NRW daher Kaufinteres-

sierten, sich frühzeitig über Liefer- und Verfügbarkeiten möglicher Fahr-

zeugmodelle zu informieren. Denn nur dann kann der Umweltbonus für 

das Jahr 2023 ausgezahlt werden. Eine Abschaffung im Jahr 2024 ist der-

zeit zwar nicht geplant, jedoch sollen sich die Fördersätze zum kommen-

den Jahreswechsel erneut verringern – auf dann nur noch 3.000 Euro für 

Fahrzeuge bis 45.000 Euro Nettolistenpreis. Empfehlenswert ist es daher, 

bei einem Verkaufsgespräch danach zu fragen, ob man vom Vertrag zu-

rücktreten kann, falls das entsprechende Fahrzeugmodell zum Jahresende 

2023 nicht lieferbar sein sollte. 

 

Deutschlandticket für den Nahverkehr 

Anfang 2023 soll das bundesweite Deutschlandticket eingeführt werden. 

Für 49 Euro pro Monat können damit alle Busse und Bahnen des öffentli-

chen Nahverkehrs genutzt werden. Das Deutschlandticket ist ein wichtiger 

Schritt zu einer nachhaltigen Mobilitätswende, so die Verbraucherzentrale 

NRW, auch wenn das Ticket für den Preis vorwiegend für Berufspendler 

oder Reisende interessant ist, die auf längeren Strecken unterwegs sind. 

Das Ticket soll als monatlich kündbares Abo angeboten werden. Anders 

als das 9-Euro-Ticket soll es das Deutschlandticket nur in elektronischer 

Form geben, also entweder als digitales Ticket auf dem Smartphone oder 

als Chipkarte. Wer bereits ein regionales oder lokales Abo-Ticket besitzt 
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und zum Deutschlandticket wechseln möchte, wird nach Aussage der Ver-

kehrsverbünde rechtzeitig über entsprechende Möglichkeiten informiert. 

 

 

 

Beratungsangebote: 
 

 Die Übersichtsseite der Verbraucherzentrale NRW zur Energiekrise 

informiert rund um die Themen staatliche Hilfen, Preiserhöhungen, 

Energiesparen und Wärmedämmung: 

www.verbraucherzentrale.nrw/node/75016 

 Die kostenlosen Onlinevorträge rund um Energiefragen sind hier ge-

bündelt:  

www.energie2020plus.nrw/e-seminare 

 
 Die Schlichtungsstelle Nahverkehr ist eine unabhängige Einrichtung 

des Vereins Schlichtungsstelle Nahverkehr e.V. 

www.schlichtungsstelle-nahverkehr.de 

Für Rückfragen:  

Pressestelle der Verbraucherzentrale NRW 

Tel. (0211) 38 09-101 

presse@verbraucherzentrale.nrw  

https://www.verbraucherzentrale.nrw/node/75016
https://www.energie2020plus.nrw/e-seminare
http://www.schlichtungsstelle-nahverkehr.de/

